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1 Auftrag 
 
Gemäß Ziffer 11 des Kabinettsbeschlusses vom 28. Januar 2005 zum „Personalkonzept 
2004 für die Landesverwaltung Mecklenburg-Vorpommern“ ist auf Vorschlag des zentralen 
Personalmanagements (PeM) vom Finanzministerium zusammen mit den Fachressorts fest-
zulegen, inwieweit für Spezialverwaltungen und die Justiz Nachwuchskorridore geschaffen 
werden sollen. 
 
Der erste Bericht mit Festlegungen für die Jahre 2006 und 2007 wurde der Staatssekretärs-
runde am 4. Januar 2006 vorgelegt. Mit dem vorliegenden Bericht werden Festlegungen zu 
möglichen Einstellungen in Spezialverwaltungen für die Jahre 2008 und 2009 getroffen. 
 
Die folgenden Ausführungen sollen allen an der Stellenbewirtschaftung in der Landesverwal-
tung Beteiligten einen Überblick über die zur Zeit absehbaren planbaren Einstellungsmög-
lichkeiten im Bereich der Landesverwaltung geben, insbesondere für Nachwuchskräfte im 
Bereich der Spezialverwaltungen. 
 

2 Bisherige Festlegungen für Einstellungskorridore 
 
Das Kabinett hat am 28. Januar 2005 mit dem „Personalkonzept 2004 für die Landesverwal-
tung Mecklenburg-Vorpommern“ beschlossen, im Bereich der Allgemeinen Verwaltung an 
den 20 Poolstellen für den mittleren und gehobenen und den 10 Poolstellen für den höheren 
Dienst festzuhalten.  
 
Die Regelungen zur Übernahme von Laufbahnabsolventinnen und -absolventen des mittle-
ren und gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes im Personalkonzept 2004 und dessen 
Umsetzungskonzept wurden anfangs unterschiedlich interpretiert. Nach Abstimmung mit 
dem Innenministerium und den übrigen Ressorts wurde hierzu folgende Klarstellung getrof-
fen: 
 
Gemäß Ziffer 289 der Koalitionsvereinbarung zur 5. Legislaturperiode des Landtages sichert 
die Landesregierung den Absolventinnen und Absolventen der Fachhochschule für öffentli-
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che Verwaltung, Polizei und Rechtspflege die vollzeitbeschäftigte Übernahme in den Lan-
desdienst zu, soweit die Abschlüsse zumindest mit „Gut“ ausfallen.  
 
Die Zahl 20 an unbefristeten Übernahmen pro Jahr soll ausschließlich die Zahl der unmittel-
baren Übernahmen aus dem aktuellen Abschlussjahrgang begrenzen. Dazu wird eine Be-
darfsabfrage bei den Dienststellen durchgeführt und für die in diesem Rahmen gemeldeten 
Stellen – jedoch maximal 20 – werden ausschließlich Laufbahnabsolventinnen und -absol-
venten des aktuellen Jahrganges berücksichtigt. Sie werden damit nicht in Konkurrenz zu 
anderen Landesbediensteten treten, da nur sie sich auf diese Stellen bewerben können. Die 
Verteilung selbst erfolgt auf Vorschlag des PeM durch Beschlussfassung der Personalrefe-
rentenkonferenz und anschließender Bestätigung durch die Abteilungsleiter-1-Konferenz. 
 
Die übrigen Laufbahnabsolventinnen und -absolventen des aktuellen Jahrganges können auf 
befristet zu besetzende Stellen übernommen werden. Für diese gilt dann das gleiche Verfah-
ren wie für die ehemaligen Laufbahnabsolventinnen und -absolventen des mittleren und ge-
hobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes, die derzeit in befristeten Beschäftigungsverhält-
nissen in der Landesverwaltung eingestellt sind:  
 
Sie erhalten die Möglichkeit, sich auf alle freien – befristeten wie unbefristeten – Stellen zu 
bewerben, die landesverwaltungsintern für alle Beschäftigten der Landesverwaltung ausge-
schrieben werden. Auf diese Weise können über 20 Übernahmen pro Jahr hinaus weitere 
qualifizierte Nachwuchskräfte des mittleren und gehobenen allgemeinen Verwaltungsdiens-
tes eine Verwendung in der Landesverwaltung finden. 
 
Laufbahnabsolventinnen und -absolventen, die ihre Laufbahnprüfung mit der Note „Ausrei-
chend“ abschließen, werden grundsätzlich nicht in den Landesdienst übernommen. Über 
Ausnahmen entscheidet die Personalreferentenkonferenz.  
 
Nach Bestätigung durch die Abteilungsleiter-1-Konferenz am 7. September 2007 liegt in die-
sem Jahr folgende Vermittlungssituation vor:1 
 

  Mittlerer allgemeiner 
Verwaltungsdienst 

Gehobener allgemeiner 
Verwaltungsdienst 

  Ges. m.  w. Ges. m. w. 

Erfolgreiche Abschlüsse 11 6 5 25 15 10 
davon: Abschluss mit „Gut“ 6 4 2 7 3 4 

Fälle, bei denen der Vorbereitungsdienst 
verlängert werden musste    4 2 2 
Übernahmen auf freie Stellen 11 6 5 25 15 10 

davon: Übernahmen auf unbefristete 
Stellen  3 2 1 12 7 5 

 
Für die Übernahme von dual Ausgebildeten für die Allgemeine Verwaltung wurde mit dem 
Kabinettsbeschluss zur „Umsetzung des Personalkonzepts / Sommer 2005“ am 23. August 
2005 ferner festgelegt, insgesamt die drei leistungsstärksten Nachwuchskräfte eines Jahr-

                                            
 
1  Mit dieser Statistik wird dem Ersuchen des Landtages Rechnung getragen, regelmäßig über die Anzahl 

der nach der Ausbildung in den Landesdienst übernommenen Absolventen der FHöVPR in eine Vollzeit-
beschäftigung zu berichten (Landtags-Drucksache 5/904).  
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gangs zu übernehmen; diese Zahl sei gegebenenfalls für zukünftige Ausbildungsjahrgänge 
neu zu bestimmen. 
 
Die Auswahl der drei leistungsstärksten dual ausgebildeten Nachwuchskräfte eines Jahr-
gangs bezieht sich auf die Ausbildungsberufe mit Bezug zur engeren allgemeinen Landes-
verwaltung. Berücksichtigung durch die Personalreferentenkonferenz finden insbesondere 
die Ausbildungsberufe Kauffrau / Kaufmann für Bürokommunikation, Verwaltungsfachange-
stellte / Verwaltungsfachangestellter, Fachangestellte / Fachangestellter für Medien- und In-
formationsdienste, IT-Systemelektronikerin / IT-Systemelektroniker. Über die Einstellung von 
Ausgebildeten in anderen Ausbildungsberufen muss bei Bedarf im Rahmen der Einstellungs-
korridore für Spezialverwaltungen oder im üblichen Einzelfallverfahren entschieden werden. 
 
Im Jahr 2007 konnten mangels Personalbedarf lediglich zwei Stellen unbefristet mit dual 
Ausgebildeten besetzt werden. Eine Erhöhung der Zahl der möglichen Übernahmen für 2008 
und 2009 scheint daher zum jetzigen Zeitpunkt weder erforderlich noch sinnvoll. 
 
Dem zukünftigen Personalbedarf der Polizei wurde durch die Festlegung eines Einstellungs-
korridors im „Personalentwicklungskonzept für die Polizei des Landes Mecklenburg-
Vorpommern 2001 - 2010“ (Kabinettsbeschluss vom 22.06.2004 - Vorlage IM 71/04) Rech-
nung getragen. Dieses bleibt von den Festlegungen dieses Berichtes unberührt. 
 
Zum Lehrerpersonalkonzept, das durch diesen Bericht ebenso unberührt bleibt, werden we-
gen seiner Sonderrolle an dieser Stelle ebenfalls keine weiteren Ausführungen gemacht. 
 

3 Mittel- bis längerfristige Ausbildungs- und Einst ellungsbedarfe  
 
Im Rahmen der Verhandlungen zu den Einstellungskorridoren für Spezialverwaltungen ist 
von mehreren Ressortvertretern im Hinblick auf die Aufrechterhaltung einer organischen Al-
tersstruktur ein Handlungsbedarf thematisiert worden. Zwar seien in den Häusern während 
der Umsetzung des Personalkonzeptes vielfach nicht die erforderlichen freien Stellen für eine 
Verjüngung der Personalkörper vorhanden. In Anbetracht des zwischenzeitlich erreichten 
Durchschnittsalters der Landesbediensteten und der rückläufigen Schülerzahlen müsse man 
sich aber beizeiten Gedanken dazu machen, wie in Zukunft im ausreichenden Maß ein quali-
fizierter Nachwuchs gewonnen werden könne. 
 
Um zu der angesprochenen Frage kurzfristig eine zahlengestützte Aussage treffen zu kön-
nen, wurden die Altersabgänge bis zum Jahr 2020 für die gesamte engere Landesverwaltung 
(ohne Polizei-, Hochschul- und Lehrerpersonal) erbeten, wobei wegen der Eilbedürftigkeit auf 
eine geschlechtsspezifische Erhebung zunächst verzichtet wurde. Aus den Angaben der 
Staatskanzlei und der Ressorts zu den planmäßigen2 Altersabgängen bis zum Jahre 2020 
ergibt sich folgendes Bild: 
 

                                            
 
2  Erreichen der regulären Altersgrenze bzw. Eintritt in die Freistellungsphase der Altersteilzeit 
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Altersabgänge in der Landesverwaltung
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Diese Gesamtschau zeigt einen - so auch erwarteten - Anstieg der Altersabgänge von 2007 
bis 2012. Danach sinken die Abgänge abrupt und unterschreiten über mehrere Jahre das 
einer normalen Alterszusammensetzung entsprechende Niveau. Der kräftige Anstieg sowie 
das folgende Absinken der Altersabgänge sind Resultat der erweiterten, aber zeitlich auf die 
Jahre 2005 bis 2007 befristeten Anwendung des Altersteilzeit-Modells und damit der Umset-
zung des Personalkonzeptes 2004. Die erweiterten Anreize für ein vorzeitiges Ausscheiden 
aus dem Landesdienst dienen allein dem Ziel, einen Stellenabbau sozialverträglich umzuset-
zen. Wie die Grafik zeigt, mit Erfolg. Darauf mit Einstellungen zu reagieren verbietet sich, 
weil dem politischen Ziel des Personalabbaus direkt entgegen gewirkt würde. Der Anstieg 
der Altersabgänge nach 2017 betrifft vor allen Dingen den mittleren Dienst. Altersabgänge in 
diesem Bereich haben in der Vergangenheit in der Regel keine Wiederbesetzungen nach 
sich gezogen. Gleichwohl sollen die eine Arbeitsfähigkeit der Landesverwaltung in Frage 
stellenden Verwerfungen in der Alterszusammensetzung behördenkonkret näher analysiert 
werden. Dies soll zeitnah erfolgen, um ggf. notwendige Abhilfen vorzuschlagen. Das Innen-
ministerium und das Finanzministerium werden bis Mitte 2008 eine entsprechende Analyse 
vorlegen und Entscheidungsvorschläge unterbreiten. 
 
Zur Berücksichtigung rückläufiger Schülerzahlen kann Folgendes festgestellt werden: Zwar 
sinkt die von Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kultur prognostizierte Abgangszahl 
an allgemeinbildenden Schulen im Schuljahr 2019/2020 gegenüber dem Schuljahr 
2006/2007 um ca. 42 %, doch auch dann dürfte es für die erforderlichen Ausbildungsplätze 
in der Landesverwaltung eine hinreichend große Bewerberzahl aus dem Kreis der 10.450 
Schulabgängerinnen und Schulabgänger geben. 
 
 
Konsequenzen für die Ausbildung 
 
Die Ausbildung im Bereich der Spezialverwaltung sollte bedarfsgerecht erfolgen. Bei einer 
Ausbildung über Bedarf wird der Personalhaushalt der Landesverwaltung zusätzlich belastet 
und zudem profitieren letztlich andere Dienstherren und Arbeitgeber. Aller Voraussicht nach  
wird eine Ausbildung über Bedarf in naher Zukunft nicht mehr relevant sein (geringe Schü-

Laufbahn 
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lerabgangszahlen, Konkurrenz der Wirtschaft). Sonstige Ausbildungsaktivitäten der Landes-
regierung bleiben jedoch einstweilen unberührt. 
 
Bei der Planung der bedarfsgerechten Ausbildung eigenen Nachwuchses gilt es, einen Vor-
lauf von im Regelfall drei bis vier Jahren zu berücksichtigen: Nach der Ausschreibung der 
Stellen sowie der Vornahme von Auswahl- und Einstellungstests und des eigentlichen Ein-
stellungsverfahrens erfolgt in den meisten Fällen eine zwei- bis dreijährige Ausbildung beim 
Land. Bei der o.a. Analyse gilt es, diese Zeiträume zu berücksichtigen.  
 
Das Innenministerium hat für die Planung der Anzahl der einzustellenden Nachwuchskräfte 
des gehobenen allgemeinen Verwaltungsdienstes in 2008 eine Bedarfsabfrage bei den Res-
sorts durchgeführt. Unter Berücksichtigung der Einsparvorgaben des Personalkonzeptes be-
stehen in 2011 geschätzte 38 Bedarfe in diesem Bereich, so dass in 2008 angesichts des 
doppelten Abiturjahrganges in dem Jahr auch im doppelten Umfang, d.h. für zwei Klassen, 
eingestellt werden kann und soll. 
 

4 Einstellungskorridore für Spezialverwaltungen - U ntersuchungsgegenstand 
 
Die folgenden Ausführungen sollen allen an der Stellenbewirtschaftung in der Landesverwal-
tung Beteiligten einen Überblick über die zur Zeit absehbaren planbaren Einstellungsmög-
lichkeiten, insbesondere für Nachwuchskräfte, im Bereich der Spezialverwaltungen geben.  
 
Hiermit wird zugleich eine Grundlage dafür geschaffen, dass möglichst frühzeitig bilateral 
bzw. trilateral Gespräche darüber aufgenommen werden, Überhangbeschäftigte auch res-
sortübergreifend vorzugsweise auf Kernstellen vermitteln zu können.  
 
Mit Schreiben vom 10. Juli 2007 wurden die Staatskanzlei und die Ressorts aufgefordert, 
Bedarfe für Einstellungen in Spezialverwaltungen zahlenmäßig hinsichtlich der Anzahl der für 
erforderlich erachteten externen Einstellungen darzustellen und schriftlich zu begründen. 
Auch Angaben zu der erforderlichen Qualifikation (Bezeichnung des erforderlichen Ab-
schlusses, Dauer und Periodizität der Ausbildung / des Studiums) wurden erbeten. 
 
Dabei konnten ergänzende Angaben zur Entwicklung der Altersstruktur über die nächsten 
Jahre, der erkennbaren Fluktuation und der absehbaren bzw. vorgesehenen organisatori-
schen und stellenmäßigen Veränderungen des betroffenen Geschäftsbereichs gemacht wer-
den, für den ein Einstellungskorridor beantragt wurde.  
 
Benötigt wurden schließlich Angaben zu der derzeitigen Qualifikationsstruktur der Beschäf-
tigten im betroffenen Geschäftsbereich, sofern und soweit sich daraus Einschränkungen der 
derzeitigen Verwendbarkeit der Beschäftigten bzw. der „Nachwuchs“-Gewinnung aus dem 
Kreis bereits dauerhaft Beschäftigter ergeben. 
 
In den Ministerien ist die Aufgabenkritik noch nicht abgeschlossen. Die Bedarfsmeldungen 
für die Ministerien wurden deshalb im Rahmen des Einstellungskorridors für die Jahre 2008 
und 2009 nicht berücksichtigt. 
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4.1 Bedeutung des Einstellungskorridors 
 
Sofern eine Stelle in der Landesverwaltung frei wird und wiederbesetzt werden soll, wird die 
Behörde versuchen, die Stelle im Rahmen des dreistufigen Stellenbesetzungsverfahrens 
landesverwaltungsintern nachzubesetzen. Wenn dieses Verfahren ohne Erfolg abgeschlos-
sen wird, kann die Behörde einen Antrag auf externe Freigabe an das PeM richten. 
 
Wenn die Stelle aber bereits im Einstellungskorridor eingeplant ist, muss das vorstehend be-
schriebene Stellenbesetzungsverfahren grundsätzlich nicht durchlaufen werden. Die Stelle 
kann vielmehr direkt extern besetzt werden und die Behörde zeigt dies gegenüber dem PeM 
an. Insofern wird eine aufwändige Einzelfallprüfung beim PeM entbehrlich. 
 
Die Freigabe einer unbefristeten Einstellung schließt - sofern aus haushaltsrechtlichen Grün-
den zunächst nur eine befristete Einstellung möglich ist - eine unbefristete Übernahmemög-
lichkeit auch zu einem späteren Zeitpunkt ohne Beteiligung des PeM ein. 
 
Die Festlegungen haben keine Auswirkungen auf den Stellenplan, die Einstellungen erfolgen 
nur im Rahmen freier Kernstellen. 
 

4.2 Festlegung eines Einstellungskorridors 
 
Bei der Verhandlung der Einstellungskorridore wurde von folgenden Voraussetzungen aus-
gegangen: 
 
a) Betrachtungszeitraum  
Die beantragten Personalzugänge wurden nur für 2008/2009 betrachtet. Die Abgänge wur-
den bis 2020 erfasst. 
 
b) Spezialverwaltung 
Inhalt der Verhandlung waren ausschließlich die Bereiche außerhalb der allgemeinen Ver-
waltung.  
 
c) Einstellungen von außen 
Verhandelt wurden Einstellungen von (selbstausgebildeten) Nachwuchskräften, aber auch 
Spezialisten, so dass das Alter der Bewerberinnen und Bewerber nicht maßgeblich ist. 
 
d) Planmäßige Abgänge 
Betrachtet wurden insbesondere Altersabgänge einschließlich der Abgänge durch Beginn 
der Freistellungsphase der Altersteilzeit, nicht jedoch die sonstige Fluktuation, die unter 3 % 
jährlich liegt, und daher vernachlässigt wird. 
 
e) Abgrenzung zu besonderen Spezialistinnen / Spezialisten 
Es gibt Stellen in der Landesverwaltung, für die Nachbesetzungen innerhalb der Landesver-
waltung ausgeschlossen werden können. Diese sollen nicht im Einstellungskorridor berück-
sichtigt werden. Im Rahmen der Vereinfachung des Stellenbesetzungsverfahrens können 
generelle Ausnahmen erteilt werden, wie bereits erfolgt für Psychologinnen / Psychologen im 
Justizvollzug, Personal des Polizeiorchesters sowie für Versorgungsärztinnen / Versor-
gungsärzte der Sozialverwaltung. 
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5 Perspektivische Nachbesetzungen einzelner Spezial istenstellen  
 
Bei den Erörterungen künftiger Personalbedarfe ist Folgendes deutlich geworden: Neben 
den Fällen, bei denen die Einstellung eindeutig im Rahmen eines Korridors erfolgen kann, 
gibt es Fälle, bei denen die Möglichkeit einer Nachbesetzung von Kernstellen aus dem Über-
hangpersonal derzeit nicht abschließend eingeschätzt werden kann. Um diese Einzelfallent-
scheidungen unkompliziert und vorausschauend treffen zu können, sind die frei werdenden 
Stellen dem PeM mit einem möglichst großen zeitlichen Vorlauf zu melden. Bereits im Be-
richt „Maßnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz des Landespersonalkonzeptes / Juni 2007“ 
(Kabinettsbeschluss vom 3.7.2007 - Vorlage FM 79/07) ist auf dieses Erfordernis hingewie-
sen worden – hier mit Blick auf die rasche alternative Verwendung von Überhangbeschäftig-
ten und deren gezielte Qualifikation.  
 
Derzeit zeichnen sich folgende Einzelfälle von Nachbesetzungen einzelner Spezialistenstel-
len ab, bei denen im Zusammenwirken von Ressort und PeM eine zielorientierte Einzelfall-
entscheidung ermöglicht werden soll: 
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Übersicht: Nachbesetzung einzelner Spezialistenstellen 
 

Laufbahn Einzelplan Kapitel 

hD gD mD 

Aufgabe Jahr 

04 
(Innenministerium) 
 

0407 
(Landesamt für inne-
re Verwaltung) 

1 1  Programmierer/in (Statistik) 2009 

1   Kunstwissenschaftler/in 
 

2008 0719 
(Staatliches Museum 
Schwerin) 1 

 
  Kunstwissenschaftler/in 2009 

1   Archivar/in 
 

2008 

07 
(Ministerium für Bil-
dung, Wissenschaft 
und Kultur) 

0725 
(Landesamt für Kultur 
und Denkmalpflege)  1  Archivar/in 2009 

3 6 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

Fachkraft für Chemikalien-
recht / Abfallwirtschaft; Im-
missions- u. Klimaschutz, 
Abfallwirtschaft; Wasser- u. 
Bodenschutz; Naturschutz; 
Immissions- u. Klimaschutz; 
Abfallwirtsch. 

2009 
 
 
 
 
 

0804 
(Staatl. Ämter für 
Umwelt und Natur) 
 
 
 
 
   1 Wasserbauer/in (e.D.) 2008 
0806 
(LA f. Umwelt, Natur-
schutz u. Geologie) 

  1  Laborkraft 2009 

0809 
(Ämter f. Landwirt-
schaft) 

1   Fachbereichsleiter/in 
Landwirtschaft 

2009 

1 
 

  Fachkraft für Pflanzenge-
sundheitskontrolle 

2008 

  2 
 

Fachkraft für Pflanzenbe-
schau / Versuchsfeldarbeiten 

2008 

  1 Maschinist/in 2008 

  1 Matrosin/Matrose 2009 

 2 2 Laborkraft 2008 

0811 
(Landesamt für Land-
wirtschaft, Lebens-
mittelsicherheit und 
Fischerei) 
 
 
 

 2 1 Laborkraft 2009 

2   Lehrer/in 2008 0814 
(Fachschule für Ag-
rarwirtschaft) 

 1  Ausbildungsberater/in 2009 

1   Wissenschaftler/in 
Gemüsebau 

2008 

08 
(Ministerium für Land-
wirtschaft, Umwelt und 
Verbraucherschutz) 

0813 
(Landesforschungs-
anstalt) 
 

1 
 

  Wissenschaftler/in 
Aquakultur 

2009 

09  
(Justizministerium) 

0903 
(Justizvollzugsanstal-
ten) 

1   Leiter/in einer Justizvoll-
zugsanstalt 

2009 

1506 
(LA f. Straßenbau u. 
Verkehr) 

1   Straßenbauingenieur/in 2009 

1   Bauingenieur/in 2008 

15 
(Ministerium für 
Verkehr, Bau und Lan-
desentwicklung) 1216 

(Betrieb für Bau und 
Liegenschaften MV) 

 2  Fachkraft für Immobilienma-
nagement 

2009 
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6 Festlegung von Einstellungskorridoren 
 
Für den Berichtszeitraum werden für die Staatskanzlei, das Innenministerium, das Ministeri-
um für Wirtschaft, Arbeit und Tourismus, das Ministerium für Bildung, Wissenschaft und Kul-
tur und das Ministerium für Soziales und Gesundheit keine Einstellungskorridore eingerichtet. 
 
Im Übrigen sind für die einzelnen Ressorts Einstellungskorridore in folgendem Umfang vor-
gesehen: 
 

Einstellungskorridor für die Lauf-
bahn des 

hD gD mD 
Bemerkungen 

Einzelplan Kapitel 

2008 2009 2008 2009 2008 2009  
05 
(Finanz-
ministerium) 
 

0503 
(Finanzämter) 

  16 24   in 2010 sollen 12 
Beschäftigte des 
mD in den gD auf-
steigen können 

0804 ff. 
(nachgeordneter Be-
reich) 

3 3     Einstellungskorridor 
hD für gesamten 
Geschäftsbereich  

08 
(Ministerium für 
Landwirtschaft, 
Umwelt und 
Verbraucher-
schutz) 

0802 MG 75 
(Landesforstanstalt) 

1  3 1    

0902 sowie 
0906 bis 0909 
(Gerichte und 
Staatsanwaltschaften) 

   20    

0903 
(Justizvollzugsanstal-
ten) 

    15 5  

09 
(Justiz- 
ministerium) 

0905 
(Soziale Dienste) 

  7     

1506 
(LA f. Straßenbau und  
Verkehr) 

  6 6 19 12  15 
(Ministerium für 
Verkehr, Bau 
und Landes-
entwicklung) 

12 16 
(Betrieb für Bau und 
Liegenschaften MV) 

3  3 3    

Summe  7 3 35 54 34 17 = 150 

 
Das Gesamtvolumen der Einstellungskorridore liegt mit 150 Stellen etwa beim Zweifachen 
der Jahre 2006/2007. Dieser Zuwachs betrifft  
 
a) den selbst ausgebildeten Nachwuchs der Steuerverwaltung und der Gerichte / Staatsan-

waltschaften,   
b) Straßenwärterinnen / Straßenwärter und Beschäftigte des Justizvollzuges, die vorrangig 

aus dem Überhangpersonal der Forst gewonnen werden sollen, 
c) die Besetzung neuer Stellen im Bereich der Sozialen Dienste der Justiz.  
 
Die Gründe zu den Einstellungskorridoren in den Geschäftsbereichen werden im Folgenden 
dargestellt: 
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6.1 Finanzministerium 
 
Kapitel 0503 - Finanzämter 
 
Unter Zugrundelegung der Ausgangsdaten aus dem Personalkonzept 2004 werden folgende 
Bewertungen für den Nachwuchs der Steuerverwaltung vorgenommen: 
 
Die Zielzahl laut Personalkonzept 2004 wurde bereits im IST des Personalbestandes per 
Mitte 2007 erreicht. Die Stellenzahl laut Haushaltsplan 2008/2009 kann auch bei Bildung ei-
nes Einstellungskorridors eingehalten werden.  
Die Bildung eines Korridors ist jährlich erforderlich, um die nach der Personalbedarfsberech-
nung der Steuerverwaltung (PersBB) erforderlichen Arbeitsplätze im gehobenen Dienst der 
Finanzämter besetzen und zugleich den notwendigen Strukturwandel in der Stellenausstat-
tung (weniger mittlerer Dienst und mehr gehobener Dienst) durchführen zu können. 
 
Die Absicherung des Nachwuchskorridors im gehobenen Dienst kann grundsätzlich auf ver-
schiedene Weise erfolgen:  
 
a) Einstellung von Schulabgängerinnen / Schulabgängern von außen 

 
Für die Ausbildung von Nachwuchskräften gD der Steuerverwaltung sollen jährlich 25 
Stellen (d.h. in Größe einer Klassenstärke) vorgehalten werden. 

 
b) Zulassung aus dem mittleren Dienst der Finanzämter für den Aufstieg 

 
Gem. PersBB ist im mittleren Dienst ein deutlicher Überhang festzustellen. Dieser soll 
sukzessive durch Altersabgänge und Qualifizierung von Aufstiegskräften für den geho-
benen Dienst abgebaut werden. Im Einstellungskorridor 2008/2009 sind bei insgesamt 40 
Stellen 27 Aufstiegskräfte aus dem mittleren Dienst berücksichtigt worden.  

 
Inwieweit im mittleren Dienst später wieder Einstellungs- und Ausbildungsbedarf besteht, ist 
auf der Grundlage der dann gültigen PersBB sowie dem Stand der IT-Unterstützung im 
Steuerbereich zu prüfen.  
 

6.2 Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verb raucherschutz 
 
Für den gesamten Geschäftsbereich wird für Assessorinnen / Assessoren sowie Hochschul-
absolventinnen / Hochschulabsolventen im Landwirtschafts- und Umwelt-Bereich ein Einstel-
lungskorridor von drei Stellen des höheren Dienstes im Jahr gebildet. Dieser Korridor be-
rücksichtigt die im letzten Bericht beschriebenen Bedarfe und Korridore für das Landwirt-
schafts- und Umweltressort. Der zeitnahe Abbau der Überhänge im nachgeordneten Bereich 
des Ministeriums für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz wird durch diese exter-
nen Einstellungen nicht in Frage gestellt. 
 
Für 2009 zeichnet sich ein befristeter Bedarf an zwei Vermessungskräften mit Ingenieurab-
schluss für die Flurneuordnung ab. Hinsichtlich der Bedarfe in 2010 und folgender Jahre so-
wie des Umfangs an Erstauszubildenden sind vorab entsprechende Abstimmungen zwischen 
dem Ministerium für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz und dem Innenministeri-
um / Landesamt für innere Verwaltung aufzunehmen.   
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Die Besetzung weiterer frei werdender Stellen soll im Wege von Einzelfall-Entscheidungen 
erfolgen. Die mittelfristigen Bedarfe an Spezialistinnen / Spezialisten wurden in die Übersicht 
der Fälle aufgenommen, die als Einzelfall mit Vorlauf behandelt werden (vgl. Punkt 5). 
 
Zur Deckung der Bedarfe an Laborkräften erfolgt unter Beteiligung des PeM eine Abstim-
mung mit dem Landesamt für Gesundheit und Soziales, da dort Laborkräfte dem Überhang 
zugeordnet wurden.  
 
 
Landesforstanstalt  
 
Für die Landesforstanstalt ergibt sich bei einem Vergleich der Zielzahl nach dem Personal-
konzept 2004 von 1.032 Durchschnittsstellen [= 1.061 (Dauerbedarf 2009) minus 29 Stellen 
für Aufgaben der Naturparke] mit dem voraussichtlichen IST des Personalbestandes zum 
1.1.2008 von 1.420 eine Differenz von rund 388 Beschäftigten, von denen 333 der Beschäf-
tigtengruppe der Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter angehören.  
 
Das Erreichen der Zielzahlen im höheren Dienst wird voraussichtlich zum Ende des Jahres 
2010 möglich sein; dem steht auch nicht die beantragte Einstellung in 2008 entgegen. Im 
mittleren Dienst wird die Zielzahl zum 31.12.2012 erreicht. Im gehobenen Forstdienst werden 
künftig pro Jahr mindestens 10 Altersabgänge erwartet, so dass die Zielzahl in diesem Be-
reich bereits in 2010 erreicht wird. Diese Zahl wird auch unter Berücksichtigung der vier be-
antragten Übernahmen von selbst ausgebildeten Nachwuchskräften erreicht. Generell er-
scheint aufgrund der Höhe der Altersabgänge eine frühzeitige, auf das Jahr 2010 zielende 
Personalgewinnung sinnvoll. Im Zusammenhang mit der „Forsteinrichtung im anstaltseige-
nen Wald“ können schon ab 2008 geeignete Nachwuchskräfte beschäftigt werden. Bisher 
war eine Erfüllung dieser Pflichtaufgabe der Landesforstanstalt durch Unternehmerleistungen 
vorgesehen. Anstelle der Unternehmerleistungen können bis zu sechs geeignete Nach-
wuchskräfte im gehobenen Forstdienst für diese Kampagne eingestellt werden - 3 Kräfte für 
die Jahre 2008 und 2009 und 3 Kräfte für den Zeitraum 1.10.2008 bis 30.6.2010. Ab 2010 
werden entsprechende Dauerstellen im Regelbereich zur Verfügung stehen.  
 
Bei den Waldarbeiterinnen / Waldarbeitern wäre der Überhang nach den ursprünglichen Pla-
nungen erst im Jahr 2022 abgebaut worden. Da dies für die Umsetzung des Personalkon-
zeptes 2004 und die Wirtschaftlichkeit der Landesforstanstalt völlig unverträglich ist, haben 
Landesforstanstalt und PeM nach Möglichkeiten gesucht, das Ziel wesentlich früher zu errei-
chen. Unter anderem wurden alternative Beschäftigungsmöglichkeiten im Forst bzw. im 
forstnahen Umfeld (u.a. forsteigene Campingplätze, Friedwald, Ausleihe an holzverarbeiten-
de Gewerbebetriebe) geprüft – diese stellten sich jedoch als unrentabel und / oder im Um-
fang als vernachlässigenswert heraus. Auf den Personenkreis der Waldarbeiterinnen / Wald-
arbeiter gerichtete und über die bisherigen Regelungen hinausgehende Anreize für ein vor-
zeitiges Ausscheiden mussten wegen des hohen Mittelbedarfes verworfen werden.  
 
Zur Beschleunigung des Überhangabbaus kann deshalb nur der Weg der ressortübergrei-
fenden Versetzung auf Kernstellen beschritten werden: Einzelfälle dieser Art gibt es bereits 
und der Vorstand der Landesforstanstalt unterstützt jede sich bietende Gelegenheit mit 
Nachdruck. So wurden bereits fünf Waldarbeiter in den Geschäftsbereich des Ministeriums 
für Landwirtschaft, Umwelt und Verbraucherschutz (Amt für Landwirtschaft Wittenburg, Nati-
onalparkamt Vorpommern, Landesforschungsanstalt für Landwirtschaft und Fischerei) und 
ein Waldarbeiter zur Universität Rostock vermittelt. Im größeren Umfang bieten sich 
Einsatzmöglichkeiten für Arbeiterinnen / Arbeiter aber nur im Bereich der Straßenbauverwal-
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tung und im Justizvollzug. Wenn es gelingt, 70 Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter in diese Be-
reiche umzusetzen, kann dieser Überhangabbau bei der Landesforstanstalt auf Ende des 
Jahres 2013 vorgezogen werden.  
 
Justizvollzug: 
Im mittleren Justizvollzugsdienst ergeben sich 94 Altersabgänge in den Jahren zwischen 
2010 und 2015, die Wiederbesetzungen nach sich ziehen. Der Vorbereitungsdienst für den 
mittleren Justizvollzugsdienst umfasst zwei Jahre. Die Anforderungen an Justizvollzugsbe-
schäftigte sind hoch, da der Umgang mit Schwerstkriminellen – und dies ist das Hauptklientel 
des Justizvollzuges – erlernt werden muss. Eine Verkürzung der Qualifizierungsdauer für 
Landesbedienstete käme nicht in Betracht, da die erforderlichen Inhalte dann nicht vermittelt 
werden könnten und zudem der Vorbereitungsdienst über zwei Jahre die Möglichkeit der 
Verbeamtung eröffnet.  
 
Um zum Vorbereitungsdienst zugelassen zu werden, müssen sich alle Bewerberinnen / Be-
werber einem Einstellungstest unterziehen, bei dem der IQ, die körperliche Fitness und das 
Potenzial für den sachgerechten Umgang mit den im Justizvollzug anfallenden Aufgaben 
geprüft werden. Die Anforderungen wurden dabei für die Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter 
vor allem altersentsprechend modifiziert. Seitens des Justizministeriums besteht die Bereit-
schaft, alle Umschülerinnen und Umschüler, die den Einstellungstest bestehen und den Vor-
bereitungsdienst sowie die Laufbahnprüfung erfolgreich abschließen, dauerhaft in den Lan-
desdienst aufzunehmen.  
 
Der Umgang mit Schwerstkriminellen stellt an potentielle Bewerberinnen / Bewerber andere 
Anforderungen als bei der bisherigen Tätigkeit der Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter. Die 
Zahl der zu vermittelnden eigenen Beschäftigten wird von Seiten der Landesforstanstalt da-
her realistisch bei 5 bis maximal 20 gesehen. Den prinzipiell geeignet erscheinenden Wald-
arbeiterinnen / Waldarbeitern wird zur Unterstützung ein gezieltes Bewerbertraining angebo-
ten, für das sie seitens des Dienstherrn freigestellt werden.  
  
Straßenbauverwaltung: 
Im Jahr 2007 wurden bereits 34 Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter in eine Umschulungsmaß-
nahme zum Straßenwärter aufgenommen, die im Anschluss auf unbesetzte Kernstellen   
übernommen werden sollen. Zur Werbung von interessierten Waldarbeiterinnen / Waldarbei-
ter für die Umschulungsmaßnahme liegen hier insofern bereits Erfahrungen vor: Obwohl zwi-
schen den Aufgabengebieten der Waldarbeiterin / des Waldarbeiters und der Straßenwärte-
rin / des Straßenwärters wesentliche Unterschiede bestehen, sind die fachlichen Vorausset-
zungen für den Erwerb der Qualifikation für beide Berufe in vielen Dingen vergleichbar. Des-
wegen wird davon ausgegangen, dass eine im Vergleich zum Justizvollzug höhere Vermitt-
lungsquote auf freiwerdende Stelle zu Stande kommt.  
 
Von 2008 bis 2015 ergeben sich im mittleren Dienst 125 planbare Altersabgänge in der Stra-
ßenbauverwaltung, die Wiederbesetzungen nach sich ziehen. Von diesen sollen mit 65 Stel-
len etwas mehr als die Hälfte durch umzuschulende Waldarbeiterinnen/ Waldarbeiter besetzt 
werden. Sofern Stellen für andere Arbeiterinnen / Arbeiter, wie z.B. Schlosserinnen / Schlos-
ser o.ä. für eine Besetzung durch umgeschulte Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter in Betracht 
kommen, können sie auf die Zahl 65 angerechnet werden. Mindestens 60 der durch Alters-
abgänge frei werdenden Stellen stehen für die Einstellung von erstausgebildeten Nach-
wuchskräften zur Verfügung. Die Umschulung dauert 21 Monate. Bis zur Abschlussprüfung 
verbleiben die Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter auf Stellen der Landesforstanstalt.  
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Für die Zeit nach 2015 zeichnet sich ein gesteigerter Nachwuchsbedarf bei erstausgebilde-
ten Straßenwärterinnen / Straßenwärtern ab, der rechtzeitiges Handeln erfordert. 
 
An das Ministerium für Verkehr, Bau und Landesentwicklung, das Justizministerium und PeM 
geht der Auftrag, bei der Deckung von Bedarfen in der Straßenbauverwaltung und im Justiz-
vollzug Straßenwärterinnen / Straßenwärtern bei entsprechender Eignung vorrangig zu be-
rücksichtigen. Die Landesforstanstalt wird sich auf der Basis der Zielzahlen von 65 + mindes-
tens 5 mit Nachdruck darum bemühen, dass sich für die angebotenen Stellen freiwillig aus-
reichend geeignete Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter melden. Andernfalls wird die Landes-
forstanstalt die Überhangzuordnung aufheben und nach Kündigungsschutzkriterien neu vor-
nehmen. 
 
Mit Blick auf die Altersstruktur hat die Landesforstanstalt die Möglichkeit, die beiden Jahr-
gangsbesten aus der Berufsausbildung befristet einzustellen. Wenn es der Landesforstan-
stalt gelingt, wie o.a. 70 Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter in die Landesverwaltung auf Kern-
stellen zu vermitteln und das Erreichen der Zielzahl dadurch nicht über das Jahr 2013 hi-
nausgeschoben wird, können weitere Erstausgebildete übernommen werden: Priorität hat 
hierbei die Übernahme ausgebildeter Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter aus dem Personal-
überhang der Nationalparkämter, soweit diese Beschäftigten das 45. Lebensjahr zum Zeit-
punkt der Übernahme noch nicht überschritten haben. Personalabgänge bei Waldarbeiterin-
nen/ Waldarbeitern, die nicht alters- und altersteilzeitbedingt sind, können dann zu einem 
Zehntel ausgeglichen werden (d.h. 1 Einstellung für je 10 nicht natürliche Personalabgänge). 
 
 

6.3 Justizministerium 
 
Kapitel 0902, 0906 bis 0909 – Gerichte und Staatsan waltschaften 
 
Zum Erreichen der Zielzahl laut Personalkonzept 2004 muss das Justizministerium weitere 
Zuordnungen in den Überhang vornehmen - diese betreffen jedoch nicht den gehobenen 
Dienst, da nach der Personalbedarfsberechnung (PeBS§) die Arbeitsbelastung in diesem 
Bereich am höchsten ist. 
 
In 2008 werden keine und in 2009 werden – nach derzeitigem Stand - insgesamt 20 Rechts-
pflegerinnen und Rechtspfleger ihren Vorbereitungsdienst beenden, davon sind 16 Auf-
stiegskräfte. Im Rahmen des Einstellungskorridors für 2009 sollen alle Aufstiegskräfte sowie 
die leistungsstärksten Nachwuchskräfte i.e.S. übernommen werden. 
 
 
Kapitel 0903 – Justizvollzugsanstalten  
 
Für den mittleren Justizvollzugsdienst bestand für die Jahre 2006 und 2007 kein Bedarf für 
einen Einstellungskorridor. Ab 2008 sollte ein Korridor für selbst ausgebildete Nachwuchs-
kräfte gebildet werden. Hieran kann festgehalten werden, weil die gemäß Personalkonzept 
2004 einzusparenden Stellen ohne die Personalisierung von Überhangpersonal erbracht 
werden können. Für die Übernahme von Anwärterinnen und Anwärtern des mittleren Voll-
zugsdienstes wird ein Korridor von 15 Stellen in 2008 und 5 Stellen in 2009 gebildet.  
 
Für die Einstellung von Nachwuchskräften ab 2010 gilt, dass die Übernahme von umgeschul-
ten oder weiterqualifizierten Beschäftigten aus der Landesverwaltung Vorrang vor der Über-
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nahme neu ausgebildeter externer Nachwuchskräfte hat. Insoweit sollen bei der Deckung 
von Bedarfen an Justizvollzugskräften Waldarbeiterinnen / Waldarbeiter, die erfolgreich das 
Auswahlverfahren bestanden haben, vorrangig berücksichtigt werden. 
 
 
Kapitel 0905 – Soziale Dienste 
 
Maßstab für die Bildung eines Einstellungskorridors sind die 103 Stellen des Haushaltsplans 
2008 / 2009, denn damit wurde das Personalkonzept 2004 für das Kapitel 0905 (nicht aber 
für den Geschäftsbereich insgesamt) modifiziert. Von den 10 neu ausgebrachten Stellen 
betreffen 4 Stellen Servicekräfte des mittleren Dienstes, die aus dem Geschäftsbereich des 
Justizministeriums nachbesetzt werden. Die weiteren 6 Stellen sind für Sozialpädagoginnen / 
Sozialpädagogen des gehobenen Dienstes einzurichten. Zu besetzen ist auch eine beste-
hende Stelle. Damit ist ein Einstellungskorridor von 7 Stellen zu bilden. 
 
Es wurde geprüft, ob die Personalbedarfe im Bereich der Sozialen Dienste durch die Um-
schulung von Landesbediensteten – insbesondere von Lehrerinnen und Lehrern – gedeckt 
werden könnten. Die Umschulung würde jedoch mindestens zwei Jahre umfassen und wäre 
noch nicht ausreichend für eine Betreuung von Schwerstkriminellen. Da diese jedoch in der 
Hauptsache das Klientel der Bewährungshelfer der Sozialen Dienste sind, wäre eine weiter-
gehende Qualifizierung erforderlich. Da Altersabgänge in diesem Bereich nur in geringem 
Maße ab Mitte des nächsten Jahrzehntes eintreffen, wären entsprechende Umschulungsbe-
strebungen nur im Einzelfall und zu einem späteren Zeitpunkt sinnvoll. 
 

6.4 Ministerium für Verkehr, Bau und Landesentwickl ung 
 
Kapitel 1504 – Landesamt für Straßenbau und Verkehr , Straßenbauämter 
 
In Übereinstimmung mit dem Personalkonzept 2004 können in der Straßenbauverwaltung 
frei werdende Stellen neu besetzt werden. Gestützt auf die Erfahrungen aus den Vorjahren 
kann eingeschätzt werden, dass die Deckung des Bedarfes an Straßenbauingenieurinnen /   
-ingenieuren kaum mehr aus dem Kreise der Landesbediensteten gedeckt werden kann, 
sondern der Einstellung externer Spezialistinnen / Spezialisten bedarf. Deshalb wird ein Ein-
stellungskorridor von jeweils 6 Stellen gD pro Jahr gebildet.  
 
Die Bedarfe an Straßenwärterinnen / Straßenwärtern für die Jahre 2006 und 2007 konnten 
durch die in der Ausbildung befindlichen Nachwuchskräfte gedeckt werden; allerdings sollten 
insoweit zunächst nur befristete Einstellungen erfolgen, bis gegebenenfalls ein Ersatz durch 
Landesbedienstete möglich ist. PeM hat nunmehr der Umwandlung von 20 befristeten in un-
befristete Arbeitsverhältnisse zugestimmt. Des Weiteren werden Korridore für 19 bzw. 12 
Einstellungen gebildet – diese sind jedoch verbunden mit dem Auftrag an das Ministerium für 
Verkehr, Bau und Landesentwicklung, vorrangig Waldarbeiterinnen und Waldarbeiter zu be-
rücksichtigen. 
 
 
Kapitel 1216 – Betrieb für Bau und Liegenschaften 
 
Die Bildung eines Einstellungskorridors geht von Folgendem aus: 
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a) Der Baubereich des Betriebs für Bau und Liegenschaften ist im Wesentlichen nicht von 
den Personalabbauvorgaben betroffen. 
 

b) Das Baumanagement erfordert Sachkunde beim Betrieb für Bau und Liegenschaften, die 
der der Auftragnehmer ebenbürtig ist. 
 

c) Bisher war die jährliche Einstellung von zwei Baureferendarinnen / Baureferendaren nach 
erfolgreichem Abschluss des Vorbereitungsdienstes für die Laufbahn des höheren tech-
nischen Dienstes vorgesehen – dieser Korridor wird nunmehr dahingehend modifiziert, 
dass im Jahre 2008 3 Einstellungen erfolgen können und ab 2010 voraussichtlich jährlich 
2 Einstellungen möglich sein sollen.  

 
Darüber hinaus können im Ingenieurbereich des gehobenen Dienstes in 2008 und 2009 je-
weils drei Externe eingestellt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anhang 


